
 
        Magdeburg, den 12.02.2015 
         
 
 

Tischvorlage 
 
 
Präsidiumssitzung Nr.  163 

Datum:    16.02.2015 

Ort:     Landesgeschäftsstelle, Magdeburg 
 

Bearbeiter:   Landesgeschäftsführer Jürgen Leindecker 
 
TOP  6   Rechtsformwechsel der KOWISA,  

Wahrung der Interessen des SGSA; 
Stellungnahme der WIBERA 

___________________________________________________________________________ 
 
Anlagen   Schreiben der KOWISA vom 10.02.2015 
___________________________________________________________________________ 
 
Bisherige Beratung:   160. Sitzung des Präsidiums am 15.09.2014 
___________________________________________________________________________ 
 
Grundsätzliche Positionen im Verhältnis des SGSA zur KOWISA: 
 

1. Ausgangslage 
 
Alle ostdeutschen Städte- und Gemeindebünde haben nach 1990 von der Treuhand-Anstalt 
(THA) die Aufgabe übernommen, die Energieversorgung und die Wasserver- und Abwasser-
entsorgung zu kommunalisieren. THA und nachfolgend BVS haben sich dadurch der ihnen 
obliegenden Aufgabe der Kommunalisierung dieser Betriebe entledigt. Die Städte- und Ge-
meindebünde wurden als adäquate Sachwalter der Interessen aller Städte und Gemeinden an-
gesehen, eine leistungs- und aufgabengerecht Zuordnung der Anteile vorzunehmen, soweit 
diese nicht den Stadtwerken der größeren Städte zugeordnet werden konnten. 
 
Allein in Sachsen-Anhalt wurde mit der KOWISA eine GmbH & Co KG gegründet, in den 
anderen Landesverbänden wurden überwiegend Zweckverbände oder GmbH’s mit den Kom-
munalisierungsaufgaben betraut. Soweit nicht durch Erwerb (WEMAG, Mecklenburg-
Vorpommern und EON-Thüringen) eine weiterreichende Kommunalisierung erfolgt ist, be-
stehen die Zweckverbände und GmbH’s heute weiter unverändert. Die Städte- und Gemein-
debünde nehmen dabei die Interessen der Gesamtheit der Kommunen in diesen Verbänden 
und Gesellschaften wahr.  
 
Neben den Strom- und Gasanteilen ist die KOWISA noch am regionalen Wasserversorger 
MIDEWA GmbH, Merseburg, der – 1996 gegründet – Nachfolgeunternehmen aus dem VEB 
WAB Halle (MIDEWA[alt]) ist. Nach Angaben der KOWISA leistet die MIDEWA keinen 
Kostendeckungsbeitrag für die KOWISA, obwohl die Beteiligung für die KOWISA ebenfalls 
nach eigenen Angaben erheblich arbeitsintensiv ist.  
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Zudem hat sich die KOWISA im Jahr 2010 mit 25,1 % an der GISA beteiligt, einem EDV-
Dienstleiter der EnviaM. Nach Aussagen der KOWISA war dies nötig, um die Arbeitsplätze 
der GISA in Halle zu sichern, die nach dem Ausscheiden der Stadt Halle, die zuvor die 25,1 
% gehalten hatte, gefährdet gewesen seien. 
 
Es ist unstreitig, dass mit der GmbH & Co KG eine Vereinfachung der Kommunalisierung der 
Anteile an Strom und Gas stattfinden konnte. Insoweit ist die Rechtskonstruktion mehr als 
sinnvoll gewesen. Der überlegte Rechtsformwechsel, der auch mit einem erheblichen finanzi-
ellen Aufwand verbunden ist und allein aus steuerrechtlichen Gründen verursacht worden sein 
soll, ist deshalb insgesamt gesehen ein Kollateralschaden der Steuerrechts-Gesetzgebung auf 
Bundes- und Europaebene. 
 

2. Rechtsstellung des SGSA 
 
Innerhalb der Konstruktion der KOWISA GmbH & Co KG ist der SGSA bisher 100 % Ge-
sellschafter des Komplementärs (KOWISA-Verwaltungs-GmbH). Der SGSA stellt damit die 
Geschäftsführung der GmbH & Co KG und hat über die Bestimmung des Geschäftsführers 
maßgeblichen Einfluss auf die KOWISA. Ob und in wieweit weitere gesellschaftsrechtliche 
Funktionen dem Präsidium des SGSA in den Gesellschaftsverträgen der KOWISA zugeordnet 
sind, kann dahingestellt sein.  
 
Tatsächlich hat – insbesondere aus der Personenidentität als Landesgeschäftsführer des SGSA 
und KOWISA-Geschäftsführer – über Jahre hinweg im Sinne der auch von der KOWISA 
darlegten Transparenz, Herr Dr. Kregel das Präsidium des SGSA stets in die Entscheidungen 
einbezogen. Wenn sich heute herausstellen sollte, dass dies gesellschaftsrechtlich nicht un-
termauert ist, spricht dies gerade dafür, die Verzahnung von SGSA und KOWISA gesell-
schaftsrechtlich auf solide Grundlagen zu stellen und im Rahmen des Rechtsformwechsels 
entsprechend zu verankern. Letztendlich ist es auch eine Folge der Trennung der Geschäfts-
führungen von SGSA und KOWISA, die Verzahnung beider Organisationen gesellschafts-
rechtlich klar zu regeln. Dies ist vor allem aus der quasi Treuhänderstellung des SGSA ge-
genüber den Kommunen innerhalb der KOWISA zu begründen und derzeit noch durch die 
SGSA-Tochter KOWISA Verwaltungs-GmbH sichergestellt. 
 

3. Treuhänder-Funktion des SGSA 
 
Bei Gründung der KOWISA hat tatsächlich die THA die KG-Anteile dem SGSA zur Kom-
munalisierung kostenlos zur Verfügung gestellt. Dass der SGSA dafür „kein eigenes Kapital“ 
eingesetzt hat, liegt in der Natur Sache. Der SGSA hat, wie dargestellt, eine Kommunalisie-
rungsaufgabe für die THA/BVS übernommen, die diese originär selbst hätte nach dem KVG 
(Kommunalvermögensgesetz) erfüllen müssen. Der gesamte administrative Aufwand wurde 
über den SGSA für Sachsen-Anhalt abgewickelt. Aus dieser Funktion ist dem SGSA bereits 
eine Treuhänderstellung entstanden, denn ihm oblag die ordnungsgemäße Kommunalisierung. 
Unabhängig davon, wer das Kapital für die KOWISA zur Verfügung gestellt hat, ist dem 
SGSA durch den Auftrag der THA/BVS die besondere Treuhänder-Funktion für die Gesamt-
heit der Kommunen zugewachsen. 
 
Daran ändert auch nichts die Übertragung der Finanzmittel der LandE, Fallersleben, die im 
Rahmen einen Kompromisses in letzter Konsequenz deshalb dem SGSA zur Verfügung ge-
stellt worden sind, weil dieser im Sinne der Gemeinschaft der Städte und Gemeinden die ge-
eignete Organisation war, diese Finanzmittel für die Energieversorgung einzusetzen. Gerade 
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weil diese Mittel zur Finanzierung der Anteile der KOWISA Verwaltungs-GmbH eingesetzt 
werden sollten, ist dem SGSA eine besondere Stellung in der Sache zugewachsen. Dass diese 
Stellung eine andere wird durch die Umwandlung der GmbH & Co KG in eine GmbH, ist 
offensichtlich. In den gesellschaftsrechtlichen Vorstellungen, die die WIBERA empfohlen 
hat, wird doch lediglich versucht, die Stellung des SGSA der bisherigen Rechtslage anzunä-
hern.  
 

4. Entsendungsrechte des SGSA-Präsidiums 
 
Tatsächlich sind neben dem Landesgeschäftsführer weitere Personen aus dem Präsidium des 
SGSA Mitglied im Aufsichtsrat der KOWISA. Allerdings beruhen diese Mitgliedschaften 
nicht auf einem Entsendungsrecht des Präsidiums des SGSA. Die Frage, wer in den Auf-
sichtsrat der KOWISA entsandt wird, ist im Verhältnis zwischen SGSA und KOWISA bisher 
gar nicht geregelt. Die nunmehr von der WIBERA vorgeschlagenen Entsendungsrechte stel-
len im Rahmen der Umwandlung der GmbH & Co KG damit eine rechtliche Grundlage dafür 
dar, dass das SGSA-Präsidium überhaupt ein Entsendungsrecht hat. Allein diese Änderung 
wäre auch ohne einen Rechtsformwechsel erforderlich, weil mit dem Ausscheiden des ge-
meinsamen Geschäftsführers Dr. Kregel die Verzahnung von SGSA und KOWISA nicht 
mehr ohne weiteres gegeben ist.  
 
Dass Präsidiumsmitglieder als Vertreter ihrer Städte und Gemeinden im Aufsichtsrat der 
KOWISA mitarbeiten, ist sinnvoll und bleibt davon völlig unbenommen. 
 

5. Steuerrechtliche Fragen und Abstimmung mit dem SGSA-Präsidium 
 
Tatsächlich steht die abschließende Klärung steuerrechtlicher Fragen mit Blick auf die zu-
künftige Rechtsstellung des SGSA, der mit der KOWISA Verwaltungs-GmbH künftig an der 
neuen KOWISA GmbH als größter Gesellschafter beteiligt sein wird, noch aus.  
 
Auch die Frage der Zustimmung des SGSA-Präsidiums zur Umwandlung der GmbH & Co 
KG ist noch offen. Bisher bestand ja noch gar kein Grund für eine Befassung der Gremien des 
SGSA, weil offene Fragen des Finanzamts und der BAFIN vorgreiflich zu klären gewesen 
sind. Diese Fragen waren konstitutiv für den Vorgang schlechthin. Deshalb sollte für die 
Umwandlung nunmehr ein Grundsatzpapier von der KOWISA erarbeitet werden, das dem 
Präsidium zur Beschlussfassung vorgelegt werden kann. 
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